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Jahrelang war es in der Schweiz
ein gut gehütetes Geheimnis,wie
viel Geld Privatpersonen, Unter-
nehmen und andere politische
Akteure einerAbstimmungskam-
pagne oder einer Partei spende-
ten. Erst seit 2022 müssen sie
diese Zahlungen offenlegen.Was
für eine Rolle Geld in der Schwei-
zerPolitik spielt, zeigt derzeit das
Beispiel der 10-Millionen-Initiati-
ve: 15,5 Millionen Franken pum-
pen Befürworter und Gegnerin-
nen insgesamt in den laufenden
Abstimmungskampf – ein neu-
er Rekord.

Die Eidgenössische Finanz-
kontrolle (EFK) ist für die Erhe-
bung dieser Zahlen zuständig.
Der Bundesrat hat die Aufsichts-
behörde 2022 mit der Überwa-
chungderPolitikfinanzierungbe-
auftragt. In einer ersten externen
Evaluation, welche das Bundes-
amt für Justiz vergangenes Jahr
durchführen liess, wird die EFK
für ihren bisherigen Job gelobt.
«DieEFKhat sich alsVollzugsstel-
le bewährt», schreibt die Luzerner
Firma Interface in ihremGutach-
ten.Sie empfiehlt demBundesrat,
an der aktuellenAufgabenvertei-
lung festzuhalten.

Diese Empfehlung kommt bei
der Finanzkontrolle allerdings
gar nicht gut an.Dass ihr die Rol-
le als oberste Transparenzwäch-
terin der Schweizer Politik nicht
behagt, machte die unabhängi-
ge Kontrollbehörde des Bundes
schon mehrmals klar. In ihrem
neuesten Jahresbericht schlägt
sie nun offen Alarm.

Der EFK fehlen
die Kontrollinstrumente
«Das Vertrauen in die EFK und
deren Unabhängigkeit ist ihr Ka-
pital», wird Pascal Stirnimann,
der Leiter der Behörde, im Be-
richt zitiert. Die Aufgaben im
Bereich der Politikfinanzie-
rung würden diese Unabhän-
gigkeit und Glaubwürdigkeit ge-
fährden und vom Kernauftrag –

der Finanzoberaufsicht über die
Bundesverwaltung – ablenken.
«Aus Sicht der EFK ist es daher
unerlässlich, dass der Bundes-
rat diese Aufgabe einer anderen
Stelle überträgt», so Stirnimann.

Dieser Frust rührt nicht zu-
letzt daher, dass die EFK die
Richtigkeit der deklarierten
Spenden gar nicht vollständig
überprüfen kann. Sie hat keine
Einsicht in die Buchhaltungen
der Parteien undAbstimmungs-
komitees. Sie ist also verantwort-
lich für die Transparenz in der
Politik, ohne dafür die nötigen
Kontrollinstrumente zu haben.

Selbst wenn sie den Parteien
fehlerhafte Angaben nachwei-
sen kann, hat die EFK bislang
kaum Möglichkeiten, diese zu
sanktionieren. Bisher konnte sie
die Ergebnisse von durchgeführ-
ten Kontrollen nicht einmal pu-
blik machen. Daran könnte ein
kürzlich gefälltes Urteil des Bun-
desverwaltungsgerichts nun et-
was ändern. Dieses kommt zum
Schluss, dass die Kontrollberichte
der EFK zur Politikfinanzierung
grundsätzlich in den Bereich des
Öffentlichkeitsprinzips fallen.

Um den Bundesrat von ei-
ner anderenAufgabenteilung zu

überzeugen, liess die Finanzkon-
trolle nun ihrerseits ein Gutach-
ten erstellen.DieAutorinnen und
Autoren der Universität Bern
kommendarin zumSchluss, dass
es gar «systemwidrig» sei, die
EFK mit dieser Aufgabe zu be-
auftragen. Laut dem Gutach-
ten sollte die Finanzkontrolle
eine reine Kontrollbehörde sein.
Im Bereich Politikfinanzierung
müsse sie aber auch operative
Vollzugsaufgabenwahrnehmen,
was internationalen Standards
von unabhängigen Rechnungs-
höfen widerspreche. Es beste-
he eine latente Gefahr, dass po-

litischer Druck auf die EFK aus-
geübt werde und dies ihre Rolle
als parteiunabhängige Instanz
infrage stelle.

Transparenzgesetz hat
weiterhin Schwachstellen
Laut der Studie der Universität
Bern könnte alternativ die Bun-
deskanzlei dieAufgabe überneh-
men oder gar eine neu geschaf-
fene Behörde. Diesen Entscheid
müsste allerdings der Bundes-
rat treffen.

Unabhängig davon, wer die
Finanzen von Parteien und Ko-
mitees künftig prüft: DasTrans-

parenzgesetz hatweiterhin ekla-
tante Schwachstellen. Das zeigt
insbesondere die Studie von
Interface. Private und Unter-
nehmen können ihre Spenden
heute über Vereine, Stiftungen
oder andere Organisationen re-
lativ einfach verschleiern. Das
zeigt sich zurzeit auch beim
Abstimmungskampf rund um
die 10-Millionen-Initiative. Das
Pro-Komitee gibt Spendenein-
nahmen von über einer Million
Franken von einer «Stiftung für
bürgerliche Politik» an.Vonwem
das Geld dieser Stiftung stammt,
bleibt unklar.

Finanzprüfer des Bundes sind frustriert
Rolle als Transparenzwächter Kaum Spielraum für Sanktionen, dafür ein grosses Reputationsrisiko:
Die Eidgenössische Finanzkontrolle will nicht länger die Budgets der Parteien prüfen. Sie fordert den Bundesrat zumHandeln auf.

Bei den National- und Ständeratswahlen 2023 prüfte die Eidgenössische Finanzkontrolle erstmals die Kampagnenbudgets der Parteien. Foto: Christian Beutler (Keystone)

Prävention Die Schweiz schnei-
det im internationalenVergleich
beim Schutz vor Tabak- und Ni-
kotinprodukten sehr schlecht ab.
Laut dem internationalen Be-
richt «The Tobacco Control Sca-
le 2025» belegt die Schweiz Rang
35 von 36 untersuchten Län-
dern in Europa. Fachleute spre-
chen von einemNikotinparadies
– mit zunehmend problemati-
schen Folgen für Jugendliche.
Nur Bosnien-Herzegowina liegt
noch hinter der Schweiz.Auf dem
Podest stehen Irland, das Verei-
nigte Königreich und die Nie-
derlande.

Markus Meury von Sucht
Schweiz nennt gegenüber SRF
Gründe für das schwache Ab-
schneiden: Jugendliche hätten
einfachen Zugang zuNikotinpro-
dukten,Entwöhnungshilfenwür-
denvondenKrankenkassennicht
übernommen, Nikotinprodukte
seien gemessen an derKaufkraft
günstig, und die Nikotinsteuern
seien seit einem Jahrzehnt kaum
mehr erhöht worden. (wie)

Platz 35 von 36 für
die Schweiz beim
Nikotinschutz

Strukturelle Abhängigkeit Der Ver-
ein Faire Märkte Schweiz hat
bei der Wettbewerbskommissi-
on (Weko) eineAnzeige gegendie
Migros eingereicht. Er sieht die
Lebensmittelproduzenten in ei-
ner«strukturellenAbhängigkeit»
zum Detailhändler.

Wie die «Aargauer Zeitung»
berichtet, kritisiert derVerein eine
bei derMigros gängige Regelung,
die – so begründen sie die An-
zeige – zunehmend die Produ-
zenten, namentlich die Früchte-
und Gemüsebauern, belastet. Ob
dieWeko eineUntersuchung star-
te, müsse noch geprüft werden.

Hintergrund der Anzeige ge-
gen den Detailhändler ist das
sogenannte Skonto-Regime. So
können Lieferanten ihren Kun-
den einen Rabatt gewähren, so-
fern diese ihre Rechnungen in-
nert einer vorher vereinbarten
Frist bezahlen. Faire-Märkte-
Schweiz-Präsident Stefan Flü-
ckiger sagt gegenüber CH Me-
dia, dass es sich im Fall der Mi-
gros eher um einen «pauschalen
Abzug von 3 Prozent» handle als

umVerhandlungenundWahlfrei-
heit.Demzufolge erlitten die Pro-
duzierenden einen «systemati-
schen Margenverlust».

Laut Flückiger hatten meh-
rere Lieferanten versucht, diese
Praxis abzuschaffen oder anzu-
passen – vergeblich. Deswegen
nun die Anzeige gegen den De-
tailhändler.

Die Migros habe eine markt-
beherrschende Stellung, heisst
es darin. Die Produzenten «ver-
fügen faktisch nur über sehr ein-
geschränkte Ausweichmöglich-
keiten». Aus Sicht des Vereins
Faire Märkte Schweiz entsteht
dadurch ein Abhängigkeitsver-
hältnis mit «unangemessenen
Geschäftsbedingungen».

Die Migros schätze die Kri-
tik von Faire Märkte Schweiz an
ihren Vertragsbedingungen als
nicht nachvollziehbar ein, so eine
Sprecherin gegenüber der «Aar-
gauer Zeitung». DerDetailhänd-
ler lege grossen Wert auf einen
korrekten Umgang mit den Lie-
feranten und setze auf eine fai-
re Preisgestaltung. (zeg)

Verein zeigt die Migros bei derWeko
wegen Zwangsrabatten für Bauern an

Die SBB haben den Fahrplan-
entwurf für den Wechsel vom
13. Dezember 2026 vorgestellt.
Nach demgrossenAngebotsaus-
bau in derNordwestschweiz vom
Vorjahr stehen diesmal gezielte
Verbesserungen imVordergrund
–mit einemklaren Schwerpunkt
auf dem Freizeitverkehr.

Das sind die wichtigsten
Änderungen im Überblick:
— Luzern–Zürich–Konstanz:
Pendlerinnen auf dem IR75 zwi-
schen Luzern und Zürich erhal-
ten mehr Sitzplätze. Dafür ent-
fällt die Direktverbindung nach
Konstanz: In Zürich HB ist neu
ein Umstieg nötig. Zwei Verbin-
dungen pro Richtung bleiben
wochentags direkt, amWochen-
ende verkehren die Zügeweiter-
hin ohne Unterbruch zwischen
Boden- und Vierwaldstättersee.
— Zürich–Schaffhausen: Auf
dem RE48 kommen ab Dezem-
ber 2026 die neuen IR-Dosto-
Züge (RABe512) zum Einsatz.
— Zürich–Bern:Der Frühzug ab
Zürich HB (6.49 Uhr) wird test-

weise bis Bern Europaplatz ver-
längert – eine Direktverbindung
ohneUmstieg imHauptbahnhof.
— Bern–Brig: Einzelne Sams-
tags-IC-Verbindungen in der
Wintersport- und derHerbstsai-
son halten testweise in Frutigen.
— Nachtverkehr:Das bestehen-
de Nachtnetz in der Deutsch-
und der Westschweiz wird bei
guter Nachfrage weitergeführt.
Neu soll in Wochenendnächten
ein Nachtzug von Zürich nach
Chur fahren (ab 1.20 Uhr, An-
kunft 2.48 Uhr) – mit Rückver-
bindung Richtung Zürich Flug-
hafen für die ersten Abflüge.
— Zürich–Venedig:Neuverkeh-
ren zwei statt einer täglichen
Direktverbindung pro Richtung
zwischen Zürich und Venedig.
Im Gegenzug endet der bishe-
rige Zug Basel–Luzern–Mailand
künftig in Lugano.
— Zürich–La Spezia und Ri-
mini: Die Verbindung Zürich–
Genua–La Spezia verkehrt neu
täglich statt nur saisonal. Im
Sommer fährt der Zug Rich-

tung Florenz nur noch bis Bolo-
gna – dafürweiter bis Rimini an
die Adria.
— Lausanne/Genf–Paris: Ab
dem 5. April 2027 gibt es wieder
drei täglicheTGV-Verbindungen
pro Richtung von Lausanne über
Genf nach Paris.
— Zürich–Stuttgart: Die IC-Zü-
ge erhalten auf dem deutschen
Abschnitt mehr Fahrzeitreser-
ve, was die Pünktlichkeit ver-
bessern soll.
— Nachtverkehr: Nach Ham-
burg und Wien kommen ab De-
zember 2026 auch auf der Stre-
cke Zürich–Amsterdamdie kom-
fortableren Nightjets der neuen
Generation zum Einsatz.

Das Bundesamt für Verkehr
legt den Entwurf des neuen
Fahrplans vom 22. Mai bis zum
9. Juni zur öffentlichenVernehm-
lassung auf. Via Onlineformular
können Reisende ihre Anliegen
an die zuständigen kantonalen
Stellen übermitteln.Diese prüfen
die Eingaben und berücksichti-
gen sie wo möglich. (wie)

Die SBB stellen den Fahrplan 2027 vor
Vernehmlassung Der Hauptfokus liegt auf dem Freizeitverkehr.
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Zoë Egli und Sabrina Bundi

«Ich würde diesem Resultat
durchaus eine Note zwischen
5 und 5.3 geben», sagt Mitte-
Politiker Christophe Darbellay
zumneuestenÜGK-Bericht.ÜGK
heisst «Überprüfung des Errei-
chens der Grundkompetenzen»
von Schülerinnen und Schü-
lern. Seit 2016 wird der Bericht
alle paar Jahre regelmässig im
Auftrag der Erziehungsdirekto-
renkonferenz (EDK) erstellt, die
Darbellay präsidiert. Der Bericht
sorgt mal mehr, mal weniger für
Aufregung. 2025 war sie gross,
weil derBericht zeigte, dass rund
die Hälfte der Deutschschweizer
Schulkinder nach der obligatori-
schen Schulzeit eher«misérable»
Französisch beherrscht.

Rolle der sozialen Herkunft
Diesmal gibt es aber keinen
Grund zur Aufregung. Der Fo-
kus der neuenUntersuchung lag
auf der Überprüfung von Ma-
thematik und Schulsprache: Im
Schnitt erreichen über beide Fä-
cher hinweg 80 Prozent der rund
20’000 getesteten Zweitklässle-
rinnen und Zweitklässler die vor-
gegebenen Grundkompetenzen.
Mit Ausscherer nach oben und
nach unten. Der kantonale Ver-
gleich zeigt: Uri und Graubün-
den sind top im Lesen. Überflie-
ger in Mathematik ist ebenfalls
Graubünden. Weniger gut fällt
das Matheergebnis dagegen in
Luzern und Basel-Stadt aus.

Der ÜGK-Bericht untersuch-
te zudem, wie sich die Merkma-
le Geschlecht, soziale Herkunft,
die zu Hause gesprochene Spra-
che und der Migrationshinter-
grund auf die schulischen Leis-
tungen niederschlagen. Die Er-
gebnisse zeigen: Den stärksten
Zusammenhang weist die sozia-
le Herkunft auf, gefolgt vom Ein-
fluss der zu Hause gesprochenen
Sprache. Wenn dort ausschliess-
lich eine andere Sprache genutzt
wird, ist es für die Schulkinder
schwieriger, die Grundkompe-
tenzen zu erreichen. Ausser sie

sind privilegiert: «Der Migrati-
onshintergrund spielt bei sozial
benachteiligten Kindern eine re-
levanteRolle,bei privilegierten je-
doch kaum», erklärt Klára Sokol,
seit zwei Monaten Generalsekre-
tärin der EDK.

Das zeigte kürzlich auch ein
Unicef-Bericht. Demnach beträgt
die Kompetenzlücke zwischen
privilegierten und benachteilig-
ten Schulkindern 45 Prozent.

Für Christophe Darbellay be-
deutendieResultate des Berichts,
«dasswir stärker einAugenmerk
auf die Chancengerechtigkeit le-
genmüssen– jedesKindmussdie

gleichen Chancen haben». Aus-
serdem lädt er die Kantone ein,
sich Gedanken über die sprach-
liche Frühförderung zu machen.
«Im Wallis haben wir Gemein-
den, die Kinder vor der Einschu-
lung für zwei Stunden pro Wo-
che in eine Kita schicken, wo sie
Deutsch oderFranzösisch lernen
können», macht er ein Beispiel.

Frühkindliche Bildung
Zum selben Schluss kommt der
Verband Lehrerinnen und Lehrer
Schweiz (LCH). In einer Mittei-
lung fordert er Bund und Kanto-
ne auf, zur Sicherung der Chan-

cengerechtigkeit vermehrt in
die frühkindliche Bildung, Be-
treuung, Erziehung und Sprach-
förderung zu investieren. «Die
Politik soll departementsüber-
greifende Rahmenkonzepte an-
streben, um qualitativ hochste-
hendeAngebote flächendeckend
bereitzustellen und zu finanzie-
ren», schreibt der LCH.

Ob das gute Zeugnis von heu-
te Bestand hat,wird sichweisen:
Genau dieselben Kinder werden
im Jahr 2028 nach der Primar-
schule und im Jahr 2031 nach
der obligatorischen Schulzeit er-
neut getestet.

Luzern ist das Schlusslicht inMathe –
Uri und Graubünden sind top im Lesen
Überprüfung der Grundkompetenzen Der neueste ÜGK-Bericht bescheinigt den Zweitklässlern solide Noten
in Mathematik und Schulsprache. Doch der kantonale Vergleich zeigt grosse Unterschiede.

Wer weiss es? Landesweit wurden 20’000 Zweitklässlerinnen und Zweitklässler für das Bildungsmonitoring getestet. Foto: Urs Jaudas

«Jedes Kind
muss die gleichen
Chancen haben.»

Christophe Darbellay
Präsident der
Erziehungsdirektorenkonferenz

KI-Boom Der US-Chipkonzern
Nvidia wächst weiter rasant. Im
vergangenen Quartal stieg der
Umsatz im Jahresvergleich um
85 Prozent auf 81,6 Milliarden
Dollar (64 Milliarden Franken).
Damit war dasWachstum höher
als im Vierteljahr davor.

Der um Sondereffekte berei-
nigte operative Gewinn kletterte
um fast 150 Prozent auf 53,5Mil-
liarden Dollar. Damit übertraf
der Pionier in künstlicher Intelli-
genz einmalmehr die Erwartun-
gen der Experten. Unterm Strich
verdiente Nvidia 58,3Milliarden
Dollar nach einem Gewinn von
knapp 18,8 Milliarden im Vor-
jahresquartal.

Der für das laufende Quar-
tal erwartete Umsatz von rund
91MilliardenDollar liegt überder
durchschnittlichenPrognosevon
Analysten.AllerdingshatteNvidia
die Börsianer in denvergangenen
Jahren daran gewöhnt, dass der
Konzern alle Erwartungen stark
übertrifft. DieAktie gab imnach-
börslichen Handel nach.

Lieferengpässe
sind absehbar
Nvidia-Chef Jensen Huang be-
tonte in einer Telefonkonferenz
mitAnalysten, dass die Nachfra-
ge nach Nvidia-Chips ungebro-
chen stark sei. Bei der nächsten
Generation der KI-Halbleitermit
dem Namen Vera Rubin werde
es wohl durchgehend Engpässe
geben. Erste dieser Chipsysteme
sollen im zweitenHalbjahr an die
Kunden gehen.

In der Zukunft werde Nvidia
auchmehrGeschäft unter ande-
remmit Technologie fürRoboter
machen, sagte Huang.Während
Nvidias Stärke traditionell Gra-
fikkarten waren, auf deren Ba-
sis auch die KI-Chips entstan-
den, plant der Konzern für die-
ses Jahr auch mit Erlösen von
20 Milliarden Dollar bei Haupt-
prozessoren.

Nvidia ist mit seinen Produk-
ten für Rechenzentren ein zen-
traler Motor des KI-Booms und
profitiert am meisten von die-
sem. Der Börsenwert des Unter-
nehmens ist in den vergange-
nen fünf Jahren ummehr als das
15-Fache auf 5,6 Billionen Dollar
gestiegen. Damit ist Nvidia der-
zeit das wertvollste Unterneh-
men der Welt, gefolgt von Goo-
gle-Mutter Alphabet mit 4,7 Bil-
lionen Dollar. (DPA)

Chipkonzern Nvidia
steigert Umsatz
um 85 Prozent
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